Deutscher Bundestag Drucksache 13/10644 

13. Wahlperiode 

29 . 04 . 98 


Antrag 

der Abgeordneten Dr. Angelika Köster-Loßack, Dr. Uschi Eid, Rita Grießhaber, 
Wolfgang Schmitt (Langenfeid) und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 


Die wirtschaftliche Ausbeutung von Kindern erfolgreich bekämpfen - 
Unterstützung der Forderungen des Globai March Against Chiid Labour an die 
Konvention der Internationalen Arbeitsorganisation über Kinderarbeit im Juni 1998 
in Genf 


Der Bundestag wolle beschließen: 


I. Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

Am 17. Januar 1998 begann in Manila der Global March Against 
Child Labour, eine Aktion, an der sich weltweit über 700 Organi- 
sationen in 97 Ländern beteiligen, um gegen ausbeuterische Kin- 
derarbeit zu demonstrieren. Konkreter Anlaß ist der Beschluß des 
Verwaltungsrats der Internationalen Arbeitsorganisation, ein neu- 
es internationales Übereinkommen zur Bekämpfung der uner- 
träglichsten Formen der wirtschaftlichen Ausbeutung von Kindern 
anzustreben. Die Frage der Kinderarbeit wird auf der 86. Tagung 
der Internationalen Arbeitskonferenz im Juni 1998 in Genf disku- 
tiert. Ziel ist die Annahme neuer internationaler Arbeitsnormen zur 
unverzüglichen Abschaffung aller extremen Formen der Kinder- 
arbeit. 

Weltweit arbeiten nach Schätzungen der Internationalen Arbeits- 
organisation (ILO) insgesamt 250 Millionen Kinder im informellen 
und formellen Sektor, davon arbeiten ca. 120 Millionen Kinder so 
lange, daß sie keine Gelegenheit zur Schul- oder Berufsausbildung 
haben. Insbesondere Kinder und Jugendliche aus armen Bevöl- 
kerungsschichten sind betroffen. Ausbeutung und Mißhandlung 
sind oft die Folge von wirtschaftlicher Not. 

Kinder arbeiten als Sklaven in privaten Haushalten, werden zur 
Prostitution gezwungen oder als Kindersoldaten mißbraucht. Sie 
arbeiten unter unwürdigen Bedingungen in der Landwirtschaft 
und in anderen Wirtschaftsbereichen, oft mit schwerwiegenden le- 
benslangen Folgen für ihre physische und psychische Gesundheit. 
Nur ca. 5 % der Kinder arbeiten in der Exportwirtschaft. Initiati- 
ven im Handelsbereich, wie bspw. die Rugmark- Initiative oder an- 
dere Warenkennzeichnungen, sind wichtige Maßnahmen, helfen 
aber nur einer kleinen Anzahl der betroffenen Kinder. Die bishe- 
rigen Erfahrungen zeigen, daß Verbote alleine nicht ausreichen. 
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Trotz der weltweiten Ratifizierung des VN - Übereinkommens über 
die Rechte des Kindes von 1989 werden in vielen Ländern diese 
Rechte mißachtet. Notwendig ist die Durchsetzung von Maßnah- 
men in den betroffenen Staaten, die die Ursachen der Kinderar- 
beit und die Kinderarbeit selbst bekämpfen. 

Das Internationale Arbeitsamt (IAA) hat Vorschläge für ein neues 
Übereinkommen und eine neue Empfehlung vorgelegt, die sich 
auf die Forderung innerstaatlicher Aktionsprogramme der Mit- 
glieder und deren Durchführung konzentrieren. 

Der Deutsche Bundestag begrüßt die Vorschläge des IAA, sie rei- 
chen jedoch in der vorliegenden Form nicht aus, um die unerträg- 
lichsten Formen der Kinderarbeit wirksam zu bekämpfen. Der 
Deutsche Bundestag unterstützt deshalb darüber hinaus die For- 
derungen des Global March Against Child Labour/Deutsches 
Bündnis und schließt sich dem Forderungskatalog der Kinder- 
kommission des Deutschen Bundestages zur Bekämpfung von Kin- 
derarbeit in der Welt vom 24. April 1997 an. 

Die Vorschläge der ILO vernachlässigen die Bedeutung der inter- 
nationalen Faktoren, die in den vergangenen Jahren zu einem 
deutlichen Anwachsen der Kinderarbeit geführt haben. Es zeigt 
sich, daß die Sanierung der Staatsfinanzen über die Vernachlässi- 
gung sozialer Grundversorgung und Entwicklungspotentiale, z. B. 
im Gesundheits- und Bildungssektor, zunehmend auf Kosten der 
Kinder erkauft wird. Die Reduzierung staatlicher Angebote trifft 
besonders die Kinder. 

Die unerträglichsten Formen der Kinderarbeit sind häufig im in- 
formellen Sektor anzutreffen. Die ILO konzentrierte sich bei der 
Ausarbeitung bisher jedoch auf den formellen Sektor. In Zukunft 
müssen internationale Arbeitsnormen auch auf den informellen 
Sektor bezogen werden. Die unerträglichsten Formen von Kin- 
derarbeit werden nur dann wirksam bekämpft werden können, 
wenn es effektive Aktionsprogramme gibt, die Bestandteil des 
Übereinkommens sind und somit verpflichtend und nicht nur als 
Empfehlung formuliert sind. Deshalb muß das neue Übereinkom- 
men über extreme Formen von Kinderarbeit verbindliche Verfah- 
rensvorschriften enthalten, so daß die Voraussetzungen zur Durch- 
setzung von Normen geschaffen werden. 

Insbesondere Nichtregierungsorganisationen kämpfen schon seit 
Jahrzehnten gegen Kinderarbeit. Sie haben Kontakt zu den Rand- 
gruppen der Gesellschaft und den im informellen Sektor ausge- 
beuteten Kindern, sofern es überhaupt Zugang gibt. Eine weitrei- 
chende Mitarbeit von Nichtregierungsorganisationen bei der 
Bekämpfung von Kinderarbeit ist deshalb unverzichtbar. 

In den vom IAA vorgelegten Vorschlägen werden unter den 
„extremen Formen der Kinderarbeit" auch die Art von Arbeiten 
und Tätigkeiten gefaßt, die ihrer Natur nach oder aufgrund der 
Umstände unter denen sie verrichtet werden, die Gesundheit, Si- 
cherheit oder Sittlichkeit von Kindern gefährden dürften. Die ge- 
naue Definition dieser Tätigkeiten soll entweder durch die inner- 
staatliche Gesetzgebung erfolgen oder nach Beratung mit den in 
Betracht kommenden Verbänden der Arbeitgeber oder Arbeit- 


2 



Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode DrUCkSBChG 13/1 0644 


nehmer. Das ist aber völlig unzureichend, notwendig ist, daß zu- 
sätzlich auch die Nichtregierungsorganisationen gehört werden, 
sofern sie einschlägige Erfahrungen aufweisen. 

Von zentraler Bedeutung ist die Frage, wer in den Staaten für die 
Umsetzung und Überwachung des neuen Übereinkommens ver- 
antwortlich ist. Das United Nations Commitee on the Rights of the 
Child schlägt einen multidisziplinären Mechanismus (multidisci- 
plinary mechanism) vor, der aus allen qualifizierten Einheiten 
(competent entities) besteht und als „focal point" fungieren soll. 
Dies präzisiert, die vom IAA vorgeschlagene „zuständige Stelle", 
die jedes Mitglied für die Durchführung der Vorschriften zur Um- 
setzung des Übereinkommens verantwortlich bestimmen sollte. 
Die Aufgabe des „focal point " ist die Erhebung von Informationen, 
die Koordination und Überwachung von Maßnahmen und die Ent- 
wicklung neuer Strategien. 


II. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf: 

1. sich dafür einzusetzen, daß sich die Mitglieder verbindlich zu 
innerstaatlichen Aktionsprogrammen zur vorrangigen 
Bekämpfung aller extremen Formen der Kinderarbeit ver- 
pflichten und dies fester Bestandteil des Übereinkommens wird; 

2. darauf hinzuwirken, daß bei der Beratung der innerstaatlichen 
Aktionsprogramme auch die betroffenen Kinder angemessen 
beteiligt werden. Das grundlegende Recht des Kindes, gehört 
zu werden, das in der VN-Kinderrechtskonvention in Artikel 12 
festgeschrieben ist, sollte auch in das Regelwerk der ILO auf- 
genommen werden; 

3. dafür Sorge zu tragen, daß die auf der Konferenz von Oslo über 
Kinderarbeit im Oktober 1996 entwickelten Vorschläge für na- 
tionale Aktionspläne bei der Erarbeitung des neuen Überein- 
kommens berücksichtigt werden; 

4. sich dafür einzusetzen, daß die Beratergruppe, die die Art von 
Arbeiten oder Tätigkeiten bestimmt, die nach Artikel 9 c nicht 
von Kindern verrichtet werden dürfen, nicht nur aus Verbän- 
den der Arbeitgeber und Arbeitnehmer, sondern auch aus 
anderen in Betracht kommenden Gruppen, die die Interessen 
der Kinder vertreten (concerned groups), besteht; 

5. sicherzustellen, daß Gewerkschaften, Nichtregierungsorgani- 
sationen und die Rechtsvertreter der betroffenen Kinder die 
Möglichkeit haben, gegen Verletzungen des neuen Überein- 
kommens in ihren Ländern wirksam vorzugehen. In diesem Zu- 
sammenhang ist darauf hinzuwirken, daß die vorgesehenen in- 
nerstaatlichen Mechanismen, die die Durchführung der 
innerstaatlichen Vorschriften zur unverzüglichen Unterbin- 
dung extremer Formen der Kinderarbeit überwachen sollen, 
auch die Möglichkeit der individuellen Beschwerde und ent- 
sprechende Klageverfahren, aber auch Antragsrechte von in 
Betracht kommenden Gruppen auf Einleitung von Untersu- 
chungs- und Strafverfahren und Schadensersatzverfahren vor- 
sehen; 
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6. sich dafür einzusetzen, daß die Vorschläge des United Nations 
Commitee on the Rights of the Child, einen „multidisciplinary 
mechanism" betreffend, aufgegriffen werden; 

7. sicherzustellen, daß bei der Zusammenstellung von Daten über 
Verstöße gegen die innerstaatlichen Vorschriften, die auf die 
unverzügliche Unterbindung extremer Formen von Kinderar- 
beit abzielen, auch Gewerkschaften und weitere Nichtregie- 
rungsorganisationen beteiligt werden; 

8. sich im internationalen Dialog dafür einzusetzen, daß ein glo- 
baler integrierter Ansatz zur Bekämpfung der Kinderarbeit 
zusammen mit den Organisationen, die die Interessen der Kin- 
der vertreten, verwirklicht wird, um die schrittweise Abschaf- 
fung der Kinderarbeit insbesondere in Entwicklungsländern 
mit umfassend angelegten Ausbildungs- und Rehabiliations- 
programmen zu kombinieren; 

9. im Rahmen der Zusammenarbeit nationale Regierungen bei 
der Umsetzung bereits bestehender Gesetze zum Schutz der 
Kinder zu unterstützen; 

10. sich international dafür einzusetzen, daß die Bekämpfung der 
Armut, wie sie in den merischenrechtlichen Übereinkommen 
und dem Aktionsplan des Weltgipfels für Soziale Entwicklung 
niedergelegt ist, ein zentrales Aktionsfeld bei der Bekämpfung 
der ausbeuterischen Formen der Kinderarbeit bildet. 


Bonn, den 30. April 1998 

Dr. Angelika Köster-Loßack 
Dr. Uschi Eid 
Rita Grießhaber 
Wolfgang Schmitt (Langenfeld) 

Joseph Fischer (Frankfurt), Kerstin Müller (Köln) und Fraktion 
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